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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (1 1 . Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

— Drucksache 11/2198 Nr. 2.9 — 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz 

- KOM (88) 73 endg. - 

»Rats-Dok. Nr. 5211/88« 


A. Problem 

Der Vorschlag zielt auf eine Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ab und 
legt zu diesem Zweck Bestimmungen über die Strukturen, die 
Beziehungen zwischen den betroffenen Personen, die Verwaltung, 
das Personal und seine Vertreter in den Unternehmen einschließ- 
lich der Abstimmung zwischen den Sozialpartnern als Mittel zur 
Förderung der Verhütung berufsbedingter Gefahren fest. Die Be- 
stimmungen sollen für sämtliche Unternehmensarten gelten. 

B. Lösung 

Zustimmung zu dem Vorschlag der Rahmenrichtlinie — KOM (88) 
73 endg. — und Bitte an die Bundesregierung, sich bei den Bera- 
tungen der Richtlinie dafür einzusetzen, die in der Beschlußemp- 
fehlung enthaltenen Vorschläge zu beachten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei zwei Enthaltungen 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 


keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert nach zustimmender Kenntnisnahme des anliegen- 
den Richtlinienvorschlags — KOM (88) 73 endg. — die Bundesregierung auf, 

— sich in den weiteren Verhandlungen dafür einzusetzen, daß die Richtlinie bald 
verabschiedet wird, da sie einen wichtigen, notwendigen Teil der Arbeitsschutz- 
initiativen der Gemeinschaft darstellt; 

— die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer zu einem besonderen Schwerpunkt der 
Verhandlungspositionen der Bundesregierung zu machen; 

— in den Verhandlungen zu erreichen: 
zu Artikel 3: 

Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten sollten klarer formuliert werden. Die 
Mitgliedstaaten müssen die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit die Sicher- 
heit und der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer gewährleistet sind. Im Rah- 
men dieser Verpflichtungen haben sie dafür Sorge zu tragen, daß Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmervertreter die sie betreffenden Bestimmungen 
dieser Richtlinie beachten. 

zu Artikel 6: 

Die Mitgliedstaaten sollen selbst die Voraussetzungen festlegen können, unter 
denen der Arbeitgeber die Aufgaben nach Absatz 1 und Absatz 2 selbst über- 
nehmen kann. Hier ist eine gemeinschaftliche Regelung nicht erforderlich, viel- 
mehr kann dies nach den einzelnen nationalen Rechten und Gepflogenheiten 
geregelt werden. 


Bonn, den 4. Mai 1988 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert Reimann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 118 a, 

auf Vorschlag der Kommission i), der nach Anhö- 
rung des Beratenden Ausschusses für Sicherheit, Ar- 
beitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz 2) ausgearbeitet wurde, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 118a des Vertrages sieht vor, daß der Rat 
durch Richtlinien Mindestvorschriften festlegt, um die 
Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zu för- 
dern, um die Sicherheit und die Gesundheit der Ar- 
beitnehmer zu schützen. 

Ferner legt Artikel 118 a nahe, auf verwaltungsmä- 
ßige, finanzielle oder rechtliche Auflagen, die der 
Gründung und Entwicklung von Klein- und Mittelbe- 
trieben entgegenstehen, zu verzichten. 

Die Mitteilung der Kommission über ihr Aktionspro- 
gramm für Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesund- 
heitsschutz am Arbeitsplatz 5) sieht die Verabschie- 
dung von Richtlinien vor, die die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer gewährleisten 
sollen. 

In seiner Entschließung vom 21. Dezember 1987 in 
bezug auf Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesund- 
heitsschutz am Arbeitsplatz nimmt der Rat die Absicht 
der Kommission zur Kenntnis, ihm binnen kurzem 
eine Richtlinie über die Organisation der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am 
Arbeitsplatz vorzulegen. 

Es ist Aufgabe der Mitgliedstaaten, die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz von Personen, insbesondere 
von Arbeitnehmern, in ihrem Hoheitsgebiet sicherzu- 
stellen. 


1) ABI. vom . . . 

2) Beschluß des Rates 74/325/EWG vom 27. Juni 1974 

3) ABI. . . . 

4) Abi. . . . 

5) KOM (87) 520 endg. und Entschließimg des Rates 88/C28/01 
vom 21. Dezember 1987; ABI, C 28 vom 3. Februar 1988 


Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten sind sehr unterschiedhch. 

Es sind nach wie vor zu viele Arbeitsunfälle zu bekla- 
gen: zum Schutz der Sicherheit und der Gesundheit 
der Arbeitnehmer müssen daher vorbeugende Maß- 
nahmen ergriffen bzw. bestehende Maßnahmen ver- 
bessert werden. 

Um einen größtmöglichen Schutz zu gewährleisten, 
ist es erforderlich, daß die Arbeitnehmer und ihre Ver- 
treter über die Gefahren für ihre Sicherheit und ihre 
Gesundheit und die erforderlichen Maßnahmen zur 
Verringerung bzw. Ausschaltung dieser Gefahren in- 
formiert werden; sie müssen in der Lage sein zu über- 
prüfen, daß die erforderlichen Schutzmaßnahmen ge- 
troffen werden. 

Die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern und deren Vertretern muß verstärkt wer- 
den. 

Die Einbeziehung von sicherheits- und gesundheits- 
bezogenen Aspekten bei der Gestaltung von Arbeits- 
plätzen ist eine anerkannte Notwendigkeit. 

Die Arbeitgeber müssen sich über den technischen 
Fortschritt auf dem laufenden halten, um die Sicher- 
heit und die Gesundheit der Arbeitnehmer besser 
schützen zu können. 

Die vorliegende Richtlinie stellt in sozialer Hinsicht 
eine umfassende Ergänzung mehrerer Richtlinien zur 
technischen Harmonisierung im Hinblick auf die Voll- 
endung des Binnenmarktes dar und ergänzt die Be- 
stimmungen der Richthnie 80/1107/EWG vom 27. No- 
vember 1980, 

Es ist bereits jetzt vorgesehen, spezifische Bestim- 
mungen, die Maßnahmen zur Verbesserung der Si- 
cherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeits- 
platz umfassen, festzulegen. 

Es ist angebracht, einen Ausschuß einzusetzen, des- 
sen Mitglieder von den Mitgliedstaaten benannt wer- 
den und dessen Aufgabe es ist, die Kommission bei 
der Durchführung der in der Richtlinie vorgesehenen 
flankierenden Maßnahmen zu unterstützen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — So — 129/88 — vom 
15. April 1988. 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Ziel der Richtlinie 

Artikel 1 

Ziel der Richtlinie ist die Einführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz. Sie 
umfaßt allgemeine Grundsätze insbesondere betref- 
fend die Verhütung berufsbedingter Gefahren, den 
Schutz von Sicherheit und Gesundheit, die Informa- 
tion, die Anhörung und die Schulung der Arbeitneh- 
mer und ihrer Vertreter sowie allgemeine Grundsätze 
für die Durchführung der genannten Maßnahmen. 


Definitionen 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als: 

— Arbeitsplatz: 

Jeder Ort im Unternehmen und/oder Betrieb, zu 
dem der Arbeitnehmer Zugang hat. 

— Arbeitnehmer: 

Jede Person, die Leistungen irgendeiner Art er- 
bringt, einschließlich Praktikanten und Lehr- 
linge. 

— Unternehmen und/oder Betrieb: 

Rechtsträger, der dem öffentlichen oder privaten 
Sektor angehört und insbesondere eine gewerbli- 
che, landwirtschaftliche, kaufmännische, verwal- 
tungsmäßige, dienstleistungs- bzw. ausbildungs- 
bezogene oder kulturelle Tätigkeit ausübt. 

— Arbeitgeber: 

Die Stelle oder die Person, die die Verantwortung 
für das Unternehmen und/oder den Betrieb trägt. 

— Gefahrenverhütung: 

Die Gesamtheit der auf allen Ebenen der Unter- 
nehmenstätigkeit getroffenen oder vorgesehenen 
Vorkehrungen oder Maßnahmen zur Verhütung 
oder Verminderung berufsbedingter Gefahren. 

— Berufsbedingte Gefahr: 

Jede Situation, die im Zusammenhang mit der Ar- 
beit eine physische oder psychische Beeinträchti- 
gung der Sicherheit und/oder Gesundheit des Ar- 
beitnehmers verursachen kann; ausgenommen ist 
der Wegeunfall. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten haben dafür Sorge zu tragen, daß 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Arbeitnehmervertre- 
ter die sie betreffenden Bestimmungen dieser Richtli- 
nie beachten. 


Verantwortung des Arbeitgebers 

Artikel 4 

1. Der Arbeitgeber ist für die Sicherheit und den Ge- 
sundheitsschutz der Arbeitnehmer in bezug auf 
alle Aspekte, die direkt oder indirekt die Arbeit im 
Unternehmen und/oder Betrieb betreffen, verant- 
wortlich. 

2. Beschließt ein Arbeitgeber, eine auf dem Gebiet 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes spe- 
ziahsierte Einrichtung oder einen außerbetriebli- 
chen Berater zur Durchführung von Schutzmaß- 
nahmen hinzuzuziehen, ist er dadurch nicht seiner 
diesbezüglichen Verantwortung enthoben. 

3. Die einschlägigen Arbeitnehmerverpflichtungen 
berühren das Prinzip der Verantwortung des Ar- 
beitgebers nicht. 


Arbeitgeberverpflichtungen 

Artikel 5 

1. Im Rahmen seiner Verpflichtungen trifft der Ar- 
beitgeber die zum Schutz von Sicherheit und Ge- 
sundheit der Arbeitnehmer erforderlichen Maß- 
nahmen, einschließhch der Maßnahmen zur Ver- 
hütung berufsbedingter Gefahren, zur Information 
und Schulung, sieht eine geeignete Organisation 
vor und stellt die erforderlichen Mittel bereit. Der 
Arbeitgeber muß ständig darauf achten, daß diese 
Maßnahmen angepaßt und die bestehenden Ar- 
beitsbedingungen verbessert werden. 

2. Der Arbeitgeber setzt die im folgenden genannten 
allgemeinen Grundsätze der Gefahrenverhütung 
in die Praxis um und paßt sie den spezifischen Be- 
dingungen des Unternehmens einschließlich der 
Unternehmensgröße an: 

— Gefahrenbekämpfung an der Quelle; 

— Anpassung der Arbeit an den Menschen; 

— Berücksichtigung der Entwicklung des techni- 
schen Fortschritts; 

— Ersetzen von Gefährhchem durch weniger Ge- 
fährliches; 

— Planung von Maßnahmen zur Gefahrenverhü- 
tung durch Anstreben einer kohärenten umfas- 
senden Verhütung unter Einbeziehung folgen- 
der Aspekte: Technik, Arbeitsorganisation, Ar- 
beitsbedingungen und menschliche Beziehun- 
gen. 

3. Der Arbeitgeber hat folgende spezifische Ver- 
pflichtungen: 

a) Der Arbeitgeber muß die Gefahren für Sicher- 
heit und Gesundheit der Arbeitnehmer, u. a. 
auch bei der Auswahl von Arbeitsmitteln, che- 
mischen Stoffen oder Zubereitungen und bei 
der Gestaltung der Arbeitsplätze beurteilen. 

Die vom Arbeitgeber getroffenen Maßnahmen 
zur Gefahrenverhütung sowie die von ihm an- 
gewendeten Arbeits- und Produktionsverfahren 
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müssen, aufgrund dieser Beurteilung, den 
yiüßtiiiö glichen praktisch erreichbaren Schutz 
der Arbeitnehmer gewährleisten. 

b) Die vom Arbeitgeber getroffenen Maßnahmen 
zum Schutz der Arbeitnehmer müssen in alle 
Tätigkeiten des Unternehmens und/oder des 
Betriebes einbezogen werden und sich auf alle 
Ebenen beziehen. 

c) Der Arbeitgeber muß sicherstellen, daß die er- 
gonomischen Grundsätze ausreichend berück- 
sichtigt werden, insbesondere bei 

— der Gestaltung der Arbeitsplätze; 

— der Wahl der Arbeitsmittel und 

— der Wahl der Arbeits- und Produktionsver- 
fahren. 

d) Der Arbeitgeber muß die Maßnahmen treffen, 
die erforderlich sind, um den Arbeitnehmern die 
Beteiligung an der Organisation ihrer Arbeit 
entsprechend ihren Fähigkeiten zu ermögli- 
chen, sofern dies praktisch durchführbar ist. 

e) Bei Planung und Organisation hat der Arbeitge- 
ber dafür zu sorgen, daß eintönige Arbeit, die 
Wiederholungen in kurzen Zeitabständen um- 
faßt, und Arbeit, bei der der Arbeitsrhythmus 
von einer Maschine oder einem Förderband vor- 
gegeben wird, so daß der Arbeitnehmer den 
Arbeitsrhythmus nicht beeinflussen kann, ver- 
mieden wird, sofern dies praktisch durchführbar 
ist. 

f) Die Planung und Einführung neuer Technolo- 
gien müssen in enger Zusammenarbeit mit den 
Arbeitnehmern und/oder deren Vertretern er- 
folgen, insbesondere in bezug auf die Wahl der 
Ausrüstung sowie die Gestaltung der Arbeitsbe- 
dingungen u. a. Aspekte im Zusammenhang mit 
der Arbeitsumwelt und dem einzelnen, und 
zwar sowohl unter physischen als auch psycho- 
sozialen Gesichtspunkten. Die Arbeitnehmer 
müssen eine angemessene Ausbildung erhal- 
ten. 

g) Sind an einem Arbeitsplatz mehrere Unterneh- 
men anwesend, müssen die Arbeitgeber ihre 
Maßnahmen zur Verhütung berufsbedingter 
Gefahren koordinieren und sich gegenseitig so- 
wie ihre Arbeitnehmer und/oder deren Vertre- 
ter über diese Gefahren informieren. 


Mit Maßnahmen zur Gefahrenverhütung 
beauftragte Dienste 

Artikel 6 

1. Der Arbeitgeber benennt einen oder mehrere Ar- 
beitnehmer, die er mit der Organisation von Maß- 
nahmen zur Verhütung berufsbedingter Gefahren 
im Unternehmen und/oder Betrieb beauftragt. 

2. Reichen die Möglichkeiten im Unternehmen und/ 
oder Betrieb nicht aus, um die Organisation von 
Maßnahmen zur Gefahrenverhütung durchzufüh- 


ren, muß der Arbeitgeber außerbetriebliche Fach- 
leute (Personen oder Dienste) hinzuziehen. 

3. Zieht der Arbeitgeber außerbetriebliche Fachleute 
hinzu, so sind die betreffenden Personen bzw. 
Dienste vom Arbeitgeber über diejenigen Faktoren 
zu unterrichten, von denen bekannt ist oder vermu- 
tet wird, daß sie Auswirkungen auf die Sicherheit 
und die Gesundheit der Arbeitnehmer zur Folge 
haben. 

4. In allen Fällen müssen die so benannten Arbeit- 
nehmer und/oder die hinzugezogenen Personen 
oder Dienste über die erforderhehe Ausbildung 
verfügen, es müssen so viele Personen oder Dienste 
hinzugezogen werden, daß sie die Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung übernehmen können, wobei 
die Größe des Unternehmens und/oder der Schwe- 
regrad der Gefahren, denen die Arbeitnehmer aus- 
gesetzt sind, sowie deren Lokalisierung innerhalb 
des gesamten Unternehmens und/oder Betriebes 
zu berücksichtigen sind. 

5. Die Mitgliedstaaten bestimmen die Größe derjeni- 
gen Unternehmen, in denen der Arbeitgeber die 
unter Absatz 1 genannten Aufgaben selbst über- 
nehmen kann, sofern er über das erforderliche 
Fachwissen verfügt. 

6. Die Mitghedstaaten legen die im Hinblick auf die 
Einhaltung der in Absatz 4 dieses Artikels genann- 
ten Bestimmungen erforderliche Ausbildung und 
Personenzahl fest. 


Artikel 7 

1. Der Arbeitgeber muß die zur Erste-Hilfeleistung, 
Brandbekämpfung und Evakuierung der Arbeit- 
nehmer und der anwesenden Personen erforderh- 
chen Maßnahmen treffen und die erforderlichen 
Verbindungen zu außerbetrieblichen Stellen, ins- 
besondere im Bereich der Erste -Hilfeleistung, der 
medizinischen Notversorgung, der Bergung und 
der Brandbekämpfung organisieren. 

2. Der Arbeitgeber muß für Erste-Hilfeleistung, 
Brandbekämpfung und Evakuierung des Personals 
die Arbeitnehmer benennen, die mit der prakti- 
schen Durchführung dieser Maßnahmen beauf- 
tragt sind. Diese Arbeitnehmer müssen, unter Be- 
rücksichtigung der Größe und/oder der in diesem 
Unternehmen und/oder Betrieb bestehenden spe- 
zifischen Gefahren, entsprechend ausgebildet und 
zahlenmäßig stark genug sein sowie über die erfor- 
derliche Ausrüstung verfügen. 

3. Der Arbeitgeber muß Maßnahmen ergreifen, die es 
dem Arbeitnehmer ermöglichen, sich im Falle einer 
ernsten und unmittelbaren Gefahr, die nicht ver- 
mieden werden kann, durch sofortiges Verlassen 
eines Arbeitsplatzes zu schützen. 

4. Der Arbeitgeber muß so rasch wie möglich alle 
Arbeitnehmer, die einer ernsten undunmittelbaren 
Gefahr ausgesetzt sind oder sein können, über die 
getroffenen Maßnahmen informieren. 

5. Im Falle einer ernsten und unmittelbaren Gefähr- 
dung der eigenen Sicherheit und/oder der Sicher- 
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heit von Drittpersonen muß jeder Arbeitnehmer 
entsprechend seinen Kenntnissen sowie seinen 
technischen und hierarchischen Möglichkeiten die 
notwendigen Maßnahmen zur Abwendung der 
Folgen einer derartigen Gefahr ergreifen können. 


Erstellen von Informationen 

Artikel 8 

1. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 

a) über eine Analyse der am Arbeitsplatz für die 
Sicherheit und die Gesundheit bestehenden Ge- 
fahren zu verfügen; 

b) die durchzuführenden Schutzmaßnahmen und, 
falls notwendig, die zu verwendenden Schutz- 
mittel festzulegen; 

c) eine Liste der Unfälle und Berufskrankheiten zu 
führen, die einen Arbeitsausfall von mehr als 
drei Arbeitstagen für den Arbeitnehmer zur 
Folge hatten; 

d) einen Bericht auszuarbeiten mit Angabe der Ur- 
sachen und der getroffenen bzw. zu treffenden 
Maßnahmen für die Unfälle und Berufskrank- 
heiten, die eine bleibende Erwerbsminderung 
zur Folge haben oder haben können. 

2. Die Mitgliedstaaten bestimmen die Kriterien, nach 
denen Unternehmen nicht zur Erstellung der Do- 
kumente nach Maßgabe von Absatz 1 Buchstabe a) 
und b) dieses Artikels verpflichtet sind. 


Unterrichtung der Arbeitnehmer 

Artikel 9 

1. Entsprechend den in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten geltenden Praktiken, die insbesondere der Un- 
ternehmensgröße Rechnung tragen können, trifft 
der Arbeitgeber geeignete Maßnahmen, damit die 
Arbeitnehmer und/oder deren Vertreter im Unter- 
nehmen oder Betrieb angemessene Informationen 
erhalten über: 

a) die Gefahren für Sicherheit und Gesundheit so- 
wie die Maßnahmen und Aktionen zur Gefah- 
renverhütung im Unternehmen im allgemeinen 
und für jeden einzelnen Arbeitnehmer an sei- 
nem Arbeitsplatz und/oder in seinem Aufga- 
benbereich; 

b) die in Anwendung von Artikel 7 Absatz 4 ergrif- 
fenen Maßnahmen. 

Diese Informationen sind auch Aushilfskräften und 
den Arbeitgebern hinzugezogener außerbetriebli- 
cher Unternehmen und/oder Betriebe zu erteilen. 

2. Die Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmervertreter, 
die spezifisch für den Schutz der Sicherheit und der 
Gesundheit der Arbeitnehmer zuständig sind, ha- 
ben Zugang: 


a) zu der in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) und b) 
vorgesehenen Analyse der Gefahren und zu der 
Aufstellung der zu ergreifenden Schutzmaß- 
nahmen; 

b) zu der in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c) und d) 
vorgesehenen Liste und zu dem Bericht über 
Unfälle und Berufskrankheiten; 

c) zu den Informationen, die sich aus Maßnahmen 
zur Gefahrenverhütung ergeben, sowie zu In- 
formationen der für Sicherheit und Gesund- 
heitsschutz zuständigen Behörden und Or- 
gane, 


Anhörung der Arbeitnehmer 


Artikel 10 

1. Die Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmervertreter, 
die spezifisch für den Schutz der Sicherheit und der 
Gesundheit der Arbeitnehmer zuständig sind, wer- 
den im vorhinein vom Arbeitgeber gehört: 

— zu jeder Aktion, die substantielle Auswirkun- 
gen auf den Gesundheitsschutz und die Sicher- 
heit zur Folge haben kann; 

— zu der Benennung von Personen gemäß Arti- 
kel 6 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 2; 

— zu den Informationen gemäß Artikel 6 Absatz 1 
und Artikel 9; 

— zu der möglichen Einsetzung eines besonderen 
Dienstes für Sicherheit und/oder Gesundheits- 
schutz oder, gegebenenfalls, zu der Hinzuzie- 
hung eines außerbetrieblichen Dienstes für 
Maßnahmen zur Gefahrenverhütung gemäß 
Artikel 6 Absatz 2; 

— zur Planung und Organisation der in Artikel 1 1 
vorgesehenen Ausbildung. 

2. Die in Absatz 1 vorgesehene Anhörung aller Ar- 
beitnehmer kann auf die Arbeitnehmervertreter 
begrenzt werden, die spezifisch für den Schutz der 
Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
zuständig sind, sofern die Anzahl dieser Vertreter 
ausreichend groß ist. 

3. Den Arbeitnehmern und den Arbeitnehmervertre- 
tern, die spezifisch für den Schutz der Sicherheit 
und der Gesundheit der Arbeitnehmer zuständig 
sind, kann durch ihre Aktivitäten auf diesem Ge- 
biet keinerlei Nachteil erwachsen. 

4. Der Arbeitgeber muß sicherstellen, daß die Arbeit- 
nehmervertreter, die spezifisch für den Schutz der 
Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
zuständig sind, eine Arbeitsbefreiung ohne Lohn- 
ausfall erhalten und über die erforderliche Ausrü- 
stung verfügen, damit sie den sich aus dieser Richt- 
linie ergebenden Verpflichtungen nachkommen 
können. 
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Ausbildung der Arbeitnehmer 

Artikel 11 

1. Der Arbeitgeber muß dafür sorgen, daß jeder Ar- 
beitnehmer zum Zeitpunkt 

— seiner Einstellung, 

— einer Versetzung oder einer Veränderung sei- 
nes Aufgabenbereichs, 

— einer Änderung der Arbeitsmittel 

eine ausreichende und angemessene Sicherheits- 
ausbildung erhält, die eigens auf seinen Arbeits- 
platz oder seinen Aufgabenbereich ausgerichtet 
ist. 

Diese Ausbildung muß der Entwicklung der Gefah- 
rensituation angepaßt werden. 

2. Die in Absatz 1 genannte Ausbildung ist ebenfalls 

— und unter den gleichen Bedingungen — im Un- 
ternehmen oder Betrieb anwesenden Aushilfskräf- 
ten zu erteilen. Der Arbeitgeber muß darüber hin- 
aus sicherstellen, daß Arbeitnehmer außerbetrieb- 
licher Firmen, die in seinem Unternehmen oder 
Betrieb tätig werden, von ihrem Unternehmen oder 
Betrieb eine ihrer Arbeit entsprechende Ausbil- 
dung erhalten haben, 

3. Die Arbeitnehmervertreter, die spezifisch für den 
Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Ar- 
beitnehmer zuständig sind, haben Anspruch auf 
eine angemessene Ausbildung. 

4. Die in Absatz 1, 2 und 3 vorgesehene Ausbildung 
muß während der Arbeitszeit erfolgen und darf 
nicht zu Lasten der Arbeitnehmer gehen. 

5. Die Mitgliedstaaten 

— tragen dafür Sorge, daß Leitlinien über den In- 
halt und die Dauer der in Absatz 1 und 3 vorge- 
sehenen Ausbildung erarbeitet werden; 

— erstellen allgemeine Regeln für die Bedingun- 
gen, unter denen die Sicherheitsausbildung zu 
erfolgen hat. 


Arbeitnehmerverpflichtungen 

Artikel 12 


1. Jeder Arbeitnehmer ist verpflichtet, in angemesse- 
ner Weise für seine eigene Sicherheit und Gesund- 
heit sowie für die Sicherheit und die Gesundheit 
derjenigen Personen Sorge zu tragen, die von sei- 
nen Handlungen oder Unterlassungen am Arbeits- 
platz betroffen sind. 

2. Zur Verwirklichung dieser Ziele ist jeder Arbeit- 
nehmer insbesondere verpflichtet, 

— die Maschinen, Geräte, Werkzeuge, gefährli- 
chen Stoffe, Transportmittel und sonstigen Mit- 
tel in richtiger Weise zu benutzen; 


— die ihm zur Verfügung gestellte persönliche 
Schutzausrüstung in richtiger Weise zu benut- 
zen und sie nach Benutzung an dem für ihre 
Aufbewahrung vorgesehenen Platz zu ver- 
stauen; 

— die Schutzvorrichtungen an Werkzeugen, Gerä- 
ten usw. nicht willkürhch zu verändern oder 
umzustellen und diese Vorrichtungen in richti- 
ger Weise zu benutzen; 

— dem Arbeitgeber jede von ihm festgestellte Ge- 
fahr für Sicherheit und/oder Gesundheit unver- 
züglich mitzuteilen; 

— mit seinem Arbeitgeber zusammenzuarbeiten, 
solange dies erforderlich ist, um die Ausführung 
aller Aufgaben oder die Erfüllung aller von der 
zuständigen Behörde auferlegten Forderungen 
im Interesse des Schutzes der Sicherheit und 
der Gesundheit der Arbeitnehmer zu ermögli- 
chen; 

— seine besonderen Aufgaben im Bereich der Si- 
cherheit und des Gesundheitsschutzes in Über- 
einstimmung mit seiner Ausbildung und den 
erhaltenen Anweisungen durchzuführen; 

— daran mitzuwirken, daß Arbeitsumgebung und 
-bedingungen innerhalb seines Tätigkeitsbe- 
reichs sicher sind und keine Gefährdung der 
Sicherheit und der Gesundheit darstellen; au- 
ßerdem hat er die Wirksamkeit der Maßnahmen 
zur Förderung der Sicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes zu überwachen. 


Artikel 13 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission in von ihm 
zu erlassenden Einzelrichtlinien Sonderbestimmun- 
gen insbesondere für Fachbereiche wie die in An- 
hang I aufgeführten fest. 


Artikel 14 

Bei der Anpassung der vorliegenden Richtlinie und 
der in Artikel 13 genannten Richtlinien unter den je- 
weils spezifizierten Bedingungen und unter Berück- 
sichtigung 

— der im Hinblick auf die technische Harmonisie- 
rung und Normung verabschiedeten Richtlinien, 

— des technischen Fortschritts, der Entwicklung der 
internationalen Regelwerke oder Spezifikationen 
und der Erkenntnisse 

wird die Kommission von einem Ausschuß unterstützt, 
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam- 
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
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Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem 
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref- 
fenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme 
wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 
Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Be- 
schlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Aus- 
schuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied- 
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. 
Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah- 
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschus- 
ses übereinstimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stel- 
lungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt 
keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommis- 
sion dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu 
treffenden Maßnahmen. Der Rat beschließt mit quali- 
fizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die in jedem vom 
Rat gemäß diesem Absatz zu erlassenden Rechtsakt 
festgelegt wird, keinesfalls aber drei Monate von der 
Befassung des Rates an überschreiten darf, keinen 
Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen 
Maßnahmen von der Kommission erlassen. 


Schlußbestimmungen 


Artikel 15 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, um dieser 
Richtlinie bis spätestens am 1. Januar 1991 nachzu- 
kommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
mit, die sie in dem unter diese Richtlinie fallenden 
Bereich erlassen. 

3. Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle 
zwei Jahre Bericht über die Anwendung der Be- 
stimmungen dieser Richtlinie unter Hinweis auf 
den Standpunkt der Sozialpartner. Die Kommission 
unterrichtet den Ausschuß und den „Dreieraus- 
schuß". 


Artikel 16 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Liste der in Artikel 13 genannten Bereiche 


— Arbeitsstätten 

— Arbeitsmittel 

— Persönliche Schutzausrüstungen 

— Arbeiten mit Bildschirmgeräten 

— Handhabung schwerer Lasten, die Gefährdungen 
der Lendenwirbelsäule mit sich bringen 


Finanzbogen 


1. Haushaltslinie 

A2510; Ausschüsse, deren Konsultierung obliga- 
torisch ist. 

A2513: Beratender Ausschuß für Sicherheit, Ar- 
beitshygiene und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz. 

B 6482: Gesundheitsschutz, Arbeitshygiene und 
Sicherheit am Arbeitsplatz. 


2. Rechtsgrundlage 

a) Artikel 118 a des EWG-Vertrags. 

b) Mitteilung der Kommission über ihr Aktions- 
programm für Sicherheit, Arbeitshygiene und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (KOM [87] 
520) und Entschließung des Rates 88/C 28/01 
vom 21. Dezember 1987; ABI. C 28 vom 3. Fe- 
bruar 1988). 

c) Weißbuch der Kommission über die Vollendung 
des Binnenmarkts (KOM [85] 310 endg.). 

d) Entschließung des Rates vom 7. Mai 1985 (ABI. 
C 136 vom 4. Juni 1985). 


3. Vorschlag für eine Einstufung der Ausgaben 
als obligatorische/nichtobligatorische 
Ausgaben 

Nichtobligatorische Ausgaben. 


4. Beschreibung und Begründung des 
Vorhabens 

4.1. Beschreibung 

4.1.1. Ziele des Richlinienvorschlags 

Der Vorschlag hat folgende Zielsetzun- 
gen: 

a) Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitneh- 
mer: 

— allgemein durch Bestimmungen 
über die Strukturen, die Beziehun- 
gen zwischen den betroffenen Per- 
sonen, die Verwaltung, das Personal 
und seine Vertreter; 

b) Einführung einer „sozialen Kompo- 
nente'' in Zusammenhang mit mehre- 
ren Richtlinien zur technischen Harmo- 
nisierung im Hinblick auf die Vollen- 
dung des Binnenmarktes. 


4.1.2. Charakteristika des Richtlinienvorschlags 
(insbesondere diejenigen mit finanziellen 
Auswirkungen) 

4. 1.2. 1. Der Vorschlag kann angepaßt und ergänzt 
werden, um 

— Aspekte der Sicherheit und des Ge- 
sundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
zu verdeutlichen und zu erweitern; 

— die sozialen Aspekte in jede mit der 
Sicherheit und dem Gesundheitsschutz 
der Arbeitnehmer in Zusammenhang 
stehende Richthnie „Technische Har- 
monisierung — Binnenmarkt" einzu- 
bringen, ohne daß jedesmal eine ganz 
neue Richtlinie für die „soziale Kompo- 
nente" ausgearbeitet werden müßte. 

4. 1.2.2. Der Vorschlag sieht vor, daß die Mitglied- 
staaten der Kommission die innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften zum Inkrafttreten 
der Richthnie mitteilen. 

4. 1.2.3. Darüber hinaus sieht der Vorschlag die 
Einsetzung eines Ausschusses zur Unter- 
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Stützung der Kommission bei der Durch- 
führung von flankierenden Maßnahmen 
und administrativen Aufgaben vor. 


4.2. Begründung 

Das Vorhaben ist durch die in Ziffer 2 ge- 
nannten Rechtsgrundlagen begründet. 
Die finanziellen Auswirkungen ergeben 
sich durch die bereits vorgesehenen bzw. 
vorzusehenden flankierenden Maßnah- 
men (siehe Ziffer 4.1.); eine ausführliche 
Aufstellung folgt in Ziffer 5. 


5. Art der Ausgaben und B er echnungs weise 

5.1. Art der flankierenden MaßnahmeUr die 

nach Verabschiedung der Richtlinie zu 

ergreifen sind: 

a) Überwachung der Anwendung der 
Richtlinie auf der Ebene der Mitglied- 
staaten, 

b) Überarbeitung der Anhänge und Hin- 
zufügen neuer Anhänge, 

c) Anhörung von Sachverständigen, 

d) Arbeiten eines Ausschusses für die An- 
passung an den technischen Fort- 
schritt, 

e) Anhörung des Beratenden Dreieraus- 
schusses. 


5.2. Finanzielle Auswirkungen der sich aus 

Ziffer 5.1. ergebenden Maßnahmen: 

Hierbei handelt es sich um 

— Studien- und/oder Dienstleistungsver- 
träge für 

— den Vergleich und die Bewertung 
der an die Kommission gerichteten 
Informationen, 

— die Untersuchung der Probleme, die 
sich durch die Anwendung der 
Richtlinie in der Praxis ergeben, 

— die Untersuchung der sich aus den 
Anhängen ergebenden Probleme 
sowie die Ausarbeitung neuer An- 
hänge zur Richtlinie; 

— Kosten der Anhörung von Sachverstän- 
digen; 

— Kosten der Arbeiten des Ausschusses 
für die Anpassung an den technischen 
Fortschritt und des Dreierausschusses. 


5.3. Berechnung der Ausgaben 

Da man bislang nur weiß, daß flankie- 
rende Maßnahmen notwendig sein wer- 
den, aber noch nichts über deren Umfang 
gesagt werden kann, ist es nicht möglich, 
die Ausgaben im Detail zu berechnen. 

Berechnet werden diese Kosten auf der 
Basis „Mannmonat“ (gegenwärtig 5 000 
ECU). 


6. Finanzielle Auswirkungen des Vorschlags 
auf die Interventionsmittel 


6.1. Fälligkeitsplan für die Verpflichtungs- 
und Zahlungsermächtigungen 


Posten B 6482: 

VE (ECU) 

ZE (ECU) 

1988 

20 000 

20 000 

1989 

100 000 

100 000 

1990 

200 000 

200 000 

1991 

200 000 

200 000 

1992 

200 000 

200 000 

Gesamt- 



summe 

720 000 

720 000 

Posten A 2510: 

VE (ECU) 

ZE (ECU) 

1988 

— 

— 

1989 

20 000 

20 000 

1990 

40 000 

40 000 

1991 

40 000 

40 000 

1992 

40 000 

40 000 

Gesamt- 



summe 

140 000 

140 000 

Posten A 2513: 

VE (ECU) 

ZE (ECU) 

1988 

— 

— 

1989 

20 000 

20 000 

1990 

30 000 

30 000 

1991 

30 000 

30 000 

1992 

30 000 

30 000 

Gesamt- 



summe 

110 000 

110 000 


6.2. Die im Richtlinienvorschlag vorgesehe- 
nen Arbeiten wird die Kommission zu 
100% finanzieren. 
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7. Bemerkungen 

Keine. 


8. Finanzielle Auswirkungen auf die 
Personalmittel 

8.1. Ausschließlich zur Durchführung dieses 
Vorhabens erforderliches Personal 

Ab 1989 ein Beamter der Laufbahn- 
gruppe A, ein Beamter der Laufbahn- 
gruppe B und ein Beamter der Laufbahn- 


gruppe C, jeweils in Vollzeitbeschäfti- 
gnng. 

Diese Stellen sind entweder durch Umbe- 
setzung innerhalb der GD V oder im Rah- 
men des Haushaltsverfahrens zu beset- 
zen. 


8.2. Für das Personal erforderliche Mittel 

Die ab 1989 erforderlichen Mittel werden 
auf jährlich 240 000 ECU veranschlagt. 
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KOMMISSION 

DER 

EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Luxemburg, den 


Generaldirektion 

Beschäftigung Soziale Angelegenheiten und Bildung 
Der Generaldirektor 


Formblatt zu den Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 

Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeit- 
nehmer am Arbeitsplatz 

1. Wesentliches Ziel des Vorschlags für eine Richth- 
nie des Rates ist die Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz. 

2. Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates findet 
auf alle Unternehmen in der Gemeinschaft, also 
auch auf alle Klein- und Mittelbetriebe, Anwen- 
dung. 

3. Die in Anwendung dieser Richtlinie erlassenen ein- 
zelstaatlichen Vorschriften legen den Unterneh- 
men eine Reihe von Verpflichtungen auf, um die 
Organisation der Sicherheit in den Unternehmen 
zu verbessern. Der Umfang dieser Verpflichtungen 
in den einzelnen Unternehmen wird im wesenth- 
chen davon abhängen, welche Anstrengungen be- 
reits von dem Unternehmen unternommen wur- 
den, um auf allen Ebenen eine geeignete Organi- 
sation der Sicherheit durchzuführen (wie die Be- 
wertung von Risiken, die Integration sicherheits- 
technischer Aspekte, die Einsetzung von Unfall- 
verhütungsdiensten) . 

Durch eine geeignete Organisation der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes in den Unternehmen 
müßten sich die Unfallrate und die Zahl der berufs- 
bedingten Erkrankungen erheblich verringern, 
was mit wirtschaftlichen Vorteilen für die Gesell- 
schaft verbunden wäre. 

4. Der Vorschlag sieht vor, daß die Mitgliedstaaten 
geeignete Maßnahmen, die in großen Zügen erläu- 
tert sind, ergreifen, um die Sicherheit und den Ge- 
sundheitsschutz in den Unternehmen zu verbes- 
sern. 

5. Zwar schreibt der Vorschlag den Klein- und Mittel- 
betrieben im Vergleich zu größeren Unternehmen 
keine besonderen Auflagen vor, diese Betriebe 
könnten jedoch durch eine strenge Anwendung 
der verschiedenen Teile des Vorschlags durch die 
Mitgliedstaaten benachteihgt werden. 

Daher können bestimmte Verpflichtungen je nach 
Größe und Geschäftstätigkeit des Betriebs sowie 


nach der Gefährdung von Sicherheit und Gesund- 
heit der Arbeitnehmer leicht ab gewandelt wer- 
den. 

Bei dem Konzept, „soweit dies praktisch durch- 
führbar ist" , werden die sozioökonomischen Fakto- 
ren mit berücksichtigt. " 

6. Die Verbesserung der Sicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes am Arbeitsplatz müßte es den Unter- 
nehmen ermöglichen, effizienter zu arbeiten, d. h. 
weniger Zeitverluste aufgrund von Unfällen und 
berufsbedingten Krankheiten, was eine Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ohne 
negative Auswirkungen für die Beschäftigung zur 
Folge haben würde. 

Die Verbesserung der Sicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes sollte zu einer Verbesserung des so- 
zialen Khmas in den Unternehmen führen, was sich 
positiv auf deren Leistungsfähigkeit auswirken 
würde. Die in der vorhegenden Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahmen kommen den Arbeitgebern zu- 
gute, da sie zu einer Verringerung der Ausfalltage 
führen. 

7. Der Richtlinienvorschlag war Gegenstand einer 
eingehenden Anhörung und einer Stellungnahme 
des Beratenden Ausschusses für Sicherheit, Ar- 
beitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz (eingesetzt durch den Beschluß des Rates 
74/325/EWG vom 27. Juni 1974 - ABI. 185 vom 
9. Juh 1974), die bei der Ausarbeitung des Richtli- 
nienvorschlags berücksichtigt wurde. In diesem 
dreigliedrigen Beratenden Ausschuß sind die ver- 
schiedenen Interessen der Arbeitgeber vertreten. 

Da die Kommission der Einführung der sozialen 
Komponente in Verbindung mit der Vollendung 
des Binnenmarktes große Bedeutung beimißt, hat 
sie diesen Vorschlag im Anschluß an die Übermitt- 
lung ihres Aktionsprogramms für Sicherheit, Ar- 
beitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz am 23. Oktober 1987 im Dringhchkeitsverf äh- 
ren ausgearbeitet. Um die wirtschaftlichen Auswir- 
kungen der Richthnie abzuschwächen, ist ihre 
Durchführung in den Mitgliedstaaten erst für den 
1. Januar 1990 vorgesehen. 
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Begründung 


1. Rechtsgrundlage 

Der Vorschlag beruht auf Artikel 118 a des EWG-Ver- 
trages. 

Er fällt in den Rahmen der Mitteilung der Kommission 
über ihr Aktionsprogramm für Sicherheit, Arbeitshy- 
giene und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz i). 

Er steht in Zusammenhang mit der Vollendung des 
Binnenmarkts 2) in Anwendung der neuen Konzep- 
tion 3). 


2. Zielsetzungen des Vorschlags 

Der Vorschlag hat folgende wesentliche Zielsetzun- 
gen: 

— Verbesserung der Sicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 

sowie 

— Einführung einer „sozialen Komponente" zu den 
wirtschaftlichen Zielsetzungen bei der Vollendung 
des Binnenmarkts. 

Der Vorschlag zielt auf die Verbesserung der Sicher- 
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz ab und legt zu diesem Zweck Bestim- 
mungen über die Strukturen, die Beziehungen zwi- 
schen den betroffenen Personen, die Verwaltung, das 
Personal und seine Vertreter in den Unternehmen ein- 
schließlich der Abstimmung zwischen den Sozialpart- 
nern als Mittel zur Förderung der Verhütung berufs- 
bedingter Gefahren fest. Diese Bestimmungen gelten 
für sämtliche Untemehmensarten. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags hat die Kom- 
mission den Besonderheiten der Klein- und Mittelbe- 
triebe Rechnung getragen. Um diesen gerecht zu wer- 
den, ist vorgesehen, die Anwendung der Bestimmun- 
gen der Richtlinie je nach Betriebsgröße mit einer 
gewissen Flexibilität zu handhaben und dabei auch 
die „sozioökonomischen Faktoren" zu berücksichti- 
gen. Bei der Anwendung der Bestimmungen auf na- 
tionaler Ebene sollten sich die Mitgliedstaaten von 
denselben Grundsätzen leiten lassen. 


1) KOM (87) 520 und Entschließung des Rates 88/C 28/01 vom 
21. Dezember 1987; ABI. C 28 vom 3. Februar 1988 

2) Weißbuch der Kommission über die Vollendung des Binnen- 
markts (KOM [85] 310 endg.) 

2) Entschheßung des Rates vom 7. Mai 1985 — ABI. C 136 vom 
4. Juni 1985 


3. Der Vorschlag im Verhältnis zu den geltenden 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 

In den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft wurden teilweise bereits vor langer Zeit Ge- 
setze und Verordnungen für die Arbeitssicherheit und 
ihre Organisation erlassen. So wurden zum Beispiel 

— in Frankreich 1 913 Bestimmungen für allgemeine 
Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen in das Ar- 
beitsgesetzbuch (Code du Travail) eingefügt; 

— in Italien wurde 1955 ein Gesetz zur Einführung 
von Verordnungen auf dem Gebiet des Gesund- 
heitsschutzes und der Sicherheit verabschiedet; 

— in Griechenland sind in einem Erlaß von 1934 die 
Bedingungen für den Gesundheitsschutz und die 
Sicherheit von Handarbeitern und Büroangestell- 
ten genau festgelegt; 

— in der Bundesrepublik Deutschland wurde mit der 
Gewerbeordnung bereits 1869 die formale Grund- 
lage für den Schutz der Sicherheit am Arbeitsplatz 
geschaffen. 

Natürlich sind die genannten Gesetze, Verordnungen 
und Erlasse sowie die einschlägigen Rechtsvorschrif- 
ten in den anderen Mitgliedstaaten regelmäßig er- 
gänzt, auf den neuesten Stand gebracht bzw. durch 
neuere und zeitgemäßere Regelungen ersetzt wor- 
den. So wurde zum Beispiel 

— in den Niederlanden 1980 das Arbeidsomstandig- 
hedenwet (Gesetz zur Regelung der Arbeitsbedin- 
gungen) zum Schutz der Gesundheit, der Sicher- 
heit und des Wohlbefindens am Arbeitsplatz ver- 
abschiedet; 

— in Dänemark trat 1977 das Gesetz zur Regelung 
der Arbeitsbedingungen in Kraft, mit dem Ziel, 
sicherheits- und gesundheitsschutzorientierte Ar- 
beitsbedingungen zu schaffen, die jederzeit mit 
dem technischen und sozialen Fortschritt der Ge- 
sellschaft in Einklang stehen; 

— im Vereinigten Königreich besteht seit 1974 das 
Health and Safety at Work Act (Gesetz für Gesund- 
heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz), ein 
Rahmengesetz, das viele frühere einschlägige Ge- 
setze aufgehoben bzw. abgeändert hat. Auf der 
Grundlage dieses Gesetzes sind zahlreiche dele- 
gierte Rechtsvorschriften in Form von Verordnun- 
gen verabschiedet worden; 

— in Irland wurden durch das Safety in Industry Act 
(Gesetz über Sicherheit in der Industrie) von 1980 
die Bestimmungen des Factories Act (Gesetz über 
Fabriken) von 1955 auf den neuesten Stand ge- 
bracht und erweitert. 

Eine vergleichende Analyse der derzeit in den Mit- 
gliedstaaten geltenden Gesetze und Verordnungen 
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zeigt, daß bereits ein beachtlicher Teil des durch die 
vorliegende Richtiinie abgedeckten Gebiets in ver- 
schiedenen einzelstaaüichen Gesetzen und Verord- 
nungen erfaßt ist. Allerdings sind in keinem Mitghed- 
staat sämtliche in der vorhegenden Richthnie festge- 
haltenen Aspekte der Organisation der Sicherheit am 
Arbeitsplatz durch das innerstaatliche Regelv^erk ab- 
gedeckt. Außerdem sind die Maßnahmen, sofern 
überhaupt vorgesehen, oft nicht vergleichbar. 

In Anbetracht dieser Tatsachen und unter Berücksich- 
tigung der in Artikel 118 a Ziffer 1 vorgesehenen Ziel- 
setzung der Harmonisierung der zur Gev^ährleistung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Ar- 
beitnehmer in der Arbeitsumwelt notwendigen Be- 
dingungen bei gleichzeitigem Fortschritt schlägt die 
Kommission gemäß Ziffer 2 des genannten Artikels 
ein Maßnahmenpaket zur Verhütung von Gefahren 
und zum Schutz der Gesundheit am Arbeitsplatz 
vor. 

Vergleicht man die einzelstaaüichen Gesetze und 
Verordnungen in bezug auf die Bestimmungen der 
Richtiinie, so kann allgemein folgendes festgehalten 
werden: 

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs und der Defi- 
nition des Begriffs Arbeitnehmer der verschiedenen 
bereits erwähnten einzelstaatlichen Gesetze und Ver- 
ordnungen bestehen beträchtliche Unterschiede. 

So sind in einer Reihe von Fällen Tätigkeiten in Zu- 
sammenhang mit dem Transport auf dem Land-, See- 
oder Luftweg sowie Tätigkeiten im Post- und Fern- 
meldewesen, in der Landwirtschaft, in der Fischerei 
und in Privathaushalten vom Anwendungsbereich 
ausgeschlossen. 

Einige Rechtsvorschriften berücksichtigen die Ange- 
stellten des öffentiichen Dienstes oder die Hausbe- 
diensteten überhaupt nicht. Studenten dagegen, die 
eine technische Ausbildung absolvieren, werden in 
den meisten Gesetzen ausdrücklich in den Anwen- 
dungsbereich miteinbezogen. Selbständige wie- 
derum sind im allgemeinen ausgeschlossen. 

Gemäß sämtlichen Rechtsvorschriften obliegt es dem 
Arbeitgeber, den Arbeitnehmern einen sicheren Ar- 
beitsplatz zu gewährleisten, in einigen Fällen mit der 
Einschränkung „soweit praktisch durchführbar". Im 
Rahmen dieser Vorschriften ist der Arbeitgeber in al- 
len Fällen implizit für die Organisation der Sicherheit 
im Betrieb verantwortlich. Allerdings enthalten die 
meisten Rechtsvorschriften keinen eindeutigen syste- 
matischen Ansatz für die Risikoanalyse und die Aus- 
arbeitung von Präventivmaßnahmen. 

Die meisten Rechtsvorschriften halten die Pflicht der 
Arbeitnehmer zur Zusammenarbeit mit dem Arbeit- 
geber im Hinbhck auf die Förderung der Sicherheit 
am Arbeitsplatz exphzit fest. 

In einer Reihe von Gesetzen und Verordnungen ist 
das Recht des Arbeitnehmers zur Niederlegung der 
Arbeit bei Arbeitsbedingungen festgehalten, die ihn 
zur begründeten Annahme veranlassen, daß sie eine 
ernste und unmittelbare Gefährdung seines Lebens 
oder seiner Gesundheit darstellen. In einigen Fällen 
sind sie im Notfall verpflichtet, innerhalb ihres Zu- 
ständigkeitsbereichs unmittelbare Maßnahmen zu er- 


greifen und den Arbeitgeber von potentiellen Gefah- 
ren in Kenntnis zu setzen. 

Die Rechtsvorschriften der Mitghedstaaten beruhen 
zwar alle auf derselben logischen Grundlage für eine 
verstärkte Beteihgung der Arbeitnehmer an der Orga- 
nisation der Arbeitssicherheit, die zur Verwirktichung 
dieses Ziels verabschiedeten Bestimmungen sind je- 
doch sehr imterschiedhch. Grosso modo kann zwi- 
schen drei Arten von Systemen zur Einbeziehung der 
Arbeitnehmer in die sicherheitsrelevanten Belange 
unterschieden werden: 

— Systemen, in denen die nach Gesetzesrecht einge- 
setzten Betriebsräte eine zentrale Position inneha- 
ben und die Sicherheitsbeauftragten oder -aus- 
schüsse ledighch eine Nebenrolle spielen; 

— Systemen, in denen von Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern gemeinsam gebildete Sicherheitsaus- 
schüsse das wichtigste Gremium für die Beteih- 
gung darstellen; 

— Systemen, in denen zwar von Rechts wegen weder 
die Einsetzung von allgemeinen noch von spezifi- 
schen für den Gesundheitsschutz und die Sicher- 
heit zuständigen Gremien vorgeschrieben ist, je- 
doch die Möghchkeit für die Benennung von für 
die Sicherheit zuständigen Arbeitnehmern oder 
Arbeitnehmervertretern eingeräumt wird. 

In einigen Mitghedstaaten spielen sowohl allgemeine 
als auch spezifische Gremien, deren Charakter weit- 
gehend von den traditionellen Beziehungen der Sozi- 
alpartner geprägt wird, eine Rolle. 

Inwiefern die Arbeitnehmervertreter ihren Aufgaben 
nachkommen und die ihnen eingeräumten Rechte 
ausüben können, hängt offensichtiich von mindestens 
drei Bedingungen ab, nämlich 

— der FreisteUung der Arbeitnehmervertreter 
zwecks Ausübung ihrer Funktionen, 

— dem Schutz gegen Entlassung oder Benachteili- 
gung aufgrund ihrer Tätigkeiten als Arbeitneh- 
mervertreter 

und 

— dem Recht auf eine einschlägige Ausbildung oder 
Freistellung zwecks Absolvierung einer solchen. 

In den meisten Mitghedstaaten sind Bestimmungen 
für die Freistellung der Arbeitnehmervertreter und 
eine einschlägige Ausbildung sowie für ihren Schutz 
gegen Benachteihgungen vorgesehen. 

Allerdings decken sich die zu diesem Zweck verab- 
schiedeten Bestimmungen nicht ganz. 

In den meisten Mitghedstaaten ist das aUgemeine 
Recht der Arbeitnehmervertreter auf Information im 
Zusammenhang mit der Arb eits Sicherheit gesetzhch 
verankert. Der Arbeitgeber ist grundsätzlich ver- 
pflichtet, die Arbeitnehmervertreter ausreichend oder 
angemessen zu informieren. Der Wortlaut der ent- 
sprechenden Bestimmungen variiert aUerdings und 
die Rechtsvorschriften sind in diesem Punkt in einigen 
Mitghedstaaten detailherter als in anderen. In den 
meisten Mitghedstaaten lauten die Bestimmungen 
dahin gehend, daß der Arbeitgeber verpflichtet ist. 
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alle Informationen, die die Arbeitnehmervertreter bil- 
ligerweise zur Durchführung ihrer Aufgaben benöti- 
gen, zur Verfügung zu stellen. 

Immer mehr Rechtsvorschriften schreiben vor, daß die 
Arbeitgeber verpflichtet sind, Listen über Unfälle und 
im Unternehmen vorhandene Gefahrstoffe zu führen. 
In einigen Fällen haben die für die Sicherheit zustän- 
digen Arbeitnehmervertreter das Recht auf Zugang zu 
diesen Aufzeichnungen und allen sicherheitsrelevan- 
ten Berichten und Dokumenten, die der Arbeitgeber 
laut Gesetz erstellen muß. 

In allen Mitghedstaaten sehen die Rechtsvorschriften 
Maßnahmen für die Erste Hilfe und die Brandbe- 
kämpfung vor. Allerdings wird oft nichts Näheres zur 
Zusammensetzung und Wartung der notwendigen 
Geräte und Einrichtungen, zu den personalmäßigen 
und ausbildungsrelevanten Anforderungen sowie zur 
Information der Arbeitnehmer ausgeführt. 

Die Einrichtung von Sicherheitsdiensten auf Betriebs- 
ebene ist in der Regel gemäß den Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten nicht obhgatorisch. 


4. Charakteristika des Vorschlags 

In Übereinstimmung mit Artikel 118 a des EWG-Ver- 
trags enthält der Vorschlag Mindestvorschriften. 

Die Richtlinie des Rates (80/1107/EWG) zum Schutz 
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemi- 
sche, physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei 
der Arbeit ergänzt, unter dem Gesichtspunkt Sicher- 
heit und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer, die 
vorliegende Richtlinie. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen entsprechen den 
vom Standpunkt der Sicherheit und des Gesundheits- 
schutzes der Arbeitnehmer unabdingbaren Vorschrif- 
ten. Sie beschränken sich auf die wesentlichen 
Aspekte. Die Rolle und die jeweiligen Verpflichtun- 
gen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Ver- 
wirküchung dieser Zielsetzungen sind definiert. Be- 
stimmte Durchführungseinzelheiten können im Rah- 
men der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften geregelt 
werden. 

Ziel der vorgeschlagenen Maßnahmen ist der Schutz 
der Arbeitnehmer in allen Unternehmen, ungeachtet 
der Unternehmensgröße. Es sind Bestimmungen vor- 
gesehen, die in einzelnen Fällen die Möglichkeit zur 
Differenzierung bei den verwaltungstechnischen Auf- 
lagen, allerdings ohne Beeinträchtigung des Schutz- 
grades, einräumen. 

Aufgrund des sehr weitgefaßten Anwendungsbe- 
reichs betrifft dieser Vorschlag Bereiche bzw. Arbeits- 
mittel, die bislang durch die einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften für die Sicherheit am Arbeitsplatz über- 
haupt nicht oder nur unzulänghch abgedeckt wa- 
ren. 


Zur Durchführung der notwendigen Anpassungen 
sieht der vorliegende Richtlinienvorschlag die Einset- 
zung eines Ausschusses vor. 


5. Anhörung der zuständigen Gremien 

Der durch den Beschluß des Rates 74/325/EWG vom 
27. Juni 1974 (ABI. L 185 vom 9. Juü 1974) eingesetzte 
Beratende Ausschuß für Sicherheit, Arbeitshygiene 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ist gehört 
worden und hat eine Stellungnahme abgegeben, die 
bei der Ausarbeitung des Vorschlags berücksichtigt 
wurde. 


6. Erläuterungen der einzelnen Artikel des 
Vorschlags 

— Artikel 1 nennt die Zielsetzung der bewußt weitge- 
faßten Richtlinie. 

— In Artikel 2 ist der Anwendungsbereich durch De- 
finitionen erläutert. 

— In Artikel 3 ist die allgemeine Verpflichtung der 
Mitghedstaaten definiert. 

— Artikel 4 erläutert die Verantwortung des Arbeit- 
gebers. 

— In Artikel 5 sind die aUgemeinen und spezifischen 
Verpflichtungen des Arbeitgebers festgelegt. 

— Artikel 6 sieht die Notwendigkeit vor, qualifizierte 
Personen aus dem Unternehmen oder von außer- 
halb einzusetzen, um Maßnahmen zur Verhütung 
berufsbedingter Gefahren durchzuführen. 

— Artikel 7 enthält Maßnahmen betreffend Erste 
Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung. 

— In Artikel 8 sind für den Arbeitgeber Einzelheiten 
zur Erstellung von Informationen erläutert. 

— Artikel 9 nennt die Informationen, die die Arbeit- 
nehmer erhalten müssen, und die Informationen, 
zu denen sie Zugang haben. 

— Artikel 10 erläutert die Aspekte, zu denen die Ar- 
beitnehmer oder ihre Vertreter zu hören sind. 

— Artikel 11 behandelt die Ausbildung der Arbeit- 
nehmer. 

— In Artikel 12 sind die Verpflichtungen der Arbeit- 
nehmer definiert. 

— Artikel 13 sieht spezifische Richthnien vor. 

— In Artikel 14 wird ein Ausschuß eingesetzt. 

— Die Artikel 15 und 16 enthalten die Schlußbestim- 
mungen. 
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Bericht des Abgeordneten Reimann 


I. 

Die Unterrichtung wurde mit Drucksache 11/2198, 
Nr. 2.9 vom 25. April 1988 gemäß § 93 der Geschäfts- 
ordnung dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und dem Ausschuß für 
Wirtschaft sowie dem Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit zur Mitberatung überwie- 
sen. 

In seiner Stellungnahme vom 4. Mai 1988 hat der Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit die 
zustimmende Kenntnisnahme empfohlen. In seiner 
Stellungnahme vom selben Tage hat der Ausschuß für 
Wirtschaft die Kenntnisnahme der Rahmenrichtlinie 
~ KOM (88) 73 endg. — wie auch der ersten Einzel- 
richtlinie — KOM (88) 74 endg. — mitgeteilt. Ergän- 
zend dazu hat er die Bundesregierung gebeten, dar- 
auf hinzuwirken, daß die Beratung der weiteren Ein- 
zelrichtlinien zügig abgeschlossen und bürokratische 
Regelungen weitestgehend vermieden werden. 

In seiner Sitzung am 4. Mai 1988 hat der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung die Vorlagen beraten und 
einstimmig bei Enthaltung von zwei Mitgliedern der 
Fraktion DIE GRÜNEN der vorstehenden Beschluß- 
empfehlung zur Rahmenrichtlinie — KOM (88) 73 
endg. — zugestimmt. Einstimmig beschloß der Aus- 
schuß, die Beratung der Einzelrichtlinien — KOM (88) 
74 endg. bis KOM (88) 78 endg. — auf einen späteren 
Zeitpunkt zu vertagen. Zu diesen wird zu gegebener 
Zeit gesondert Bericht erstattet werden. 


II. 

Gegenstand dieser Richtlinie ist die Einführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeits- 
platz. Sie umfaßt allgemeine Grundsätze, insbeson- 
dere betreffend die Verhütung berufsbedingter Ge- 
fahren, den Schutz von Sicherheit und Gesundheit 
sowie die Information, die Anhörung und die Schu- 
lung der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter sowie all- 
gemeine Grundsätze für die Durchführung der ge- 
nannten Maßnahmen. 


III. 


Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
begrüßten den Versuch, in einer einzigen Rahmen- 
richtlinie die die Sicherheit und den Gesundheits- 
schutz der Arbeitnehmer betreffenden Regelungen 
zusammenzufassen und die Landwirtschaft sowie den 
öffentlichen Dienst einzubeziehen. Dies stelle einen 
wichtigen, notwendigen Teil der Arbeitsschutzinitia- 
tiven zur sozialen Flankierung des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes dar. Mit ihrem Antrag forderten sie, daß 
u. a. die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten klarer 
formuliert werden. 


Die Mitglieder der Fraktion der SPD hielten die Inten- 
tion der Rahmenrichtlinie für sinnvoll. Es sei wichtig, 
die Interessen der deutschen Arbeitgeber und vor al- 
lem der Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Auf Initia- 
tive der Mitglieder der Fraktion der SPD wurde der 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP dahin 
gehend ergänzt, daß die Bundesregierung gebeten 
werden soll, die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer 
zu einem besonderen Verhandlungsschwerpunkt zu 
machen. 


Einige Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN hatten 
Bedenken, daß unter Verweis auf EG-Normen beim 
Arbeitsschutz eine Tendenz nach unten Platz greifen 
könne. Sie enthielten sich deshalb der Stimme; ein 
Mitglied der Fraktion DIE GRÜNEN stimmte hinge- 
gen der Vorlage zu. 


Der Ausschuß nahm mit Befriedigung von deni strate- 
gischen Ziel der Bundesregierung Kenntnis, die Har- 
monisierung im Sozialbereich von unten wachsen und 
weiterentwickelte nationale Regelungen in Kraft zu 
lassen. Da hinsichtlich der übrigen Einzelrichtlinien 
bei allen Fraktionen noch kein abschließender Bera- 
tungsstand erreicht worden war, beschloß der Aus- 
schuß einstimmig, diese Einzelrichtlinien zu einem 
späteren Zeitpunkt zu beraten. 


Bonn, den 4. Mai 1988 


Reimann 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



